SPD-Fraktion im

Regionalverband Heilbronn-Franken


Antrag der SPD-Fraktion zu TOP 21 der Tagesordnung der  Sitzung der Verbandsversammlung des Regionalverbandes Heilbronn-Franken am 10.12.2004
Die Verbandsversammlung möge beschließen:

Der Regionalverband Heilbronn-Franken bedauert die vom Bundesminister der Verteidigung bekannt gegebene Schließung der Bundeswehrstandorte Tauberbischofsheim und Kühlsheim. Besonders in Kühlsheim sind negative Folgen auf die Zahl der Beschäftigten im Einzelhandel und im Dienst-leistungsbereich, auf den Wohnungsmarkt, auf die Auslastung der Infrastruktur, die Kaufkraft und den Finanzausgleich zu erwarten. 

Der Regionalverband Heilbronn-Franken bedauert weiterhin, dass der Main-Tauber-Kreis durch die vom ehemaligen Bundesministern der Verteidigung Volker Rühe 1993 begonnene und vom Bundesminister der Verteidigung Rudolf Scharping fortgesetzte Neuordnung der Bundeswehr stark betroffen ist.

Der Regionalverband Heilbronn-Franken nimmt zur Kenntnis, dass sich die Standortentscheidungen vom Bundesminister der Verteidigung, Peter Struck, konsequent an den Vorschlägen der Bundeswehr orientiert haben. Die Bundeswehr hat ihre Vorschläge aus einer veränderten Sicherheitslage, neuen sicherheitspolitischen Herausforderungen und einer sich daraus ergebenden neuen verteidigungs-politischen Aufgabenstellung sowie an dem Ziel  einer Senkung der Betriebskosten durch Konzentration von Truppenteilen und Dienststellen entwickelt und abgeleitet.

Der Regionalverband Heilbronn-Franken ist sich bewusst, dass infrastrukturelle Überlegungen und Aspekte hinter den sicherheits- und verteidigungspolitischen Aufgaben der Bundeswehr zurücktreten müssen. Der Regionalverband Heilbronn-Franken ist allerdings auch der Auffassung, dass Bund und Länder eine Verpflichtung haben, den durch  die Schließung von Bundeswehrstandorten negativ betroffenen Städten, Gemeinden und Landkreisen durch eine innovative Infrastrukturpolitik eine positive Perspektive zu geben.

Der Regionalverband Heilbronn-Franken stellt fest, dass die strukturpolitische Verantwortung für Konversionsfolgen nach der föderalen Aufgabenverteilung des Grundgesetzes bei den betroffenen Ländern und Gemeinden liegt. Der Bund unterstützt diese hinsichtlich der Belastung durch den Truppenabbau seit 1993 u.a. durch die Erhöhung des Umsatzsteueranteils der Länder um 2 Prozent-punkte von 35 % auf 37 %. Diese Mittel - zur Zeit rund 2,5 Milliarden Euro jährlich - erhalten die Länder fortlaufend und zukünftig. Die Schwerpunktbildung und Prioritätensetzung in den Landeshaushalten liegt in der Verantwortung des jeweiligen Landtages.

Das Land Baden-Württemberg erhält zur Zeit vom Bund rund 300 Millionen Euro jährlich zur Förderung von Konversionsmaßnahmen. Der Regionalverband Heilbronn-Franken fordert das Land auf, diese 300 Millionen Euro jährlich für Konversionsmaßnahmen, insbesondere im Raum Kühlsheim und Tauberbischofsheim, bereitzustellen. Darüber hinaus können Länder und Kommunen vom Bund und der Europäischen Union mitfinanzierte Förderinstrumentarien einsetzen, insbesondere die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", Mittel des europäischen Fonds für regionale Entwicklung und des europäischen Strukturfonds sowie der Städtebauförderung.

 Der Regionalverband Heilbronn-Franken regt an, im Main-Tauber-Kreis einen runden Tisch zu installieren, um geeignete Konversionsmaßnahmen einzuleiten. Der Regionalverband Heilbronn-Franken ist bereit, an dieser Aufgabe mitzuwirken.
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